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Gejeg- Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 22. 


(Nr. 8004.) Geſetz, betreffend die Todeserklärung von Perſonen, welche an dem in den 
Jahren 1870. und 1871. geführten Kriege Theil genommen haben. Vom 
2. April 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages für den ganzen Umfang 
der Monarchie, mit Einſchluß der Jadegebiete, was folgt: 


KA 
Diejenigen, welche an dem in den Jahren 1870. und 1871. gegen Frank⸗ 
reich geführten Kriege auf Seiten der Deutſchen Truppen Theil genommen haben, 
önnen, ohne daß es eines weiteren Zeitablaufes bedarf, für todt erklärt werden, 
wenn fie in dem Kriege vermißt worden find und ſeit dem Friedens ſchluß von 
ihrem Leben eine Nachricht nicht eingegangen iſt. 
2 


Für die Todeserklärung iſt das Gericht zuſtändig, bei welchem der Ver⸗ 
mißte während des Krieges zuletzt ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand gehabt hat. 


$. 3. 
Der Nachweis, daß der Vermißte an dem Kriege Theil genommen hat, 
daß er in demſelben vermißt worden und ſeit dem Friedensſchluß von ſeinem 
eben eine Nachricht nicht eingegangen iſt, kann auf jede nach den allgemeinen 
Geſetzen zuläſſige Art, insbeſondere auch durch ſchriftliche, auf Grund amtlicher 
Nachrichten ausgeſtellte Zeugniffe einer Militair⸗ oder Civilbehörde, geführt werden. 


KA 
Hinfichtlich des Beweiſes, daß ſeit dem Friedensſchluß von dem Leben des 
Vermißten eine Nachricht nicht eingegangen ift, hat derjenige, welcher die Todes⸗ 
erklärung beantragt, außerdem eidlich zu bekräftigen: 
daß er von dem Leben des Vermißten keine Nachrichten, beziehungsweiſe 
keine anderen als die angezeigten Nachrichten, erhalten habe. 
Jahrgang 1872. (Nr. 8004.) 47 


Ausgegeben zu Berlin den 20. April 1872. 


§. 5. 


8 
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§. 5. 
Auf Grund der geführten Beweiſe hat das Gericht die Todeserklärung 
des Vermißten durch Erkenntniß auszuſprechen, ohne daß es einer öffentlichen 
Vorladung des Vermißten und ſonſtiger Förmlichkeiten des Verfahrens bedarf. 


$. 6. 
Für das Verfahren einſchließlich des Erkenntniſſes kommen Gericht 
gebühren und Stempel nicht zum Anſatz. 


$. 7. 
Iſt der Vermißte durch Erkenntniß für todt erklärt, fo gilt der letzte Juni 
des Jahres 1871. als ſein Todestag. 
In dem Erkenntniß, durch welches die Todeserklärung ausgeſprochen wird / 
iſt anzugeben, daß dieſer Tag als der Todestag anzuſehen iſt. 


$. 8. 

Im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln wird das die Todes⸗ 
erklärung ausſprechende Erkenntniß in öffentlicher Sitzung verkündet. Der Tag 
der Verkündung wird als der Tag der definitiven Einweiſung der Erben in den 
Beſitz des Nachlaſſes des Vermißten angeſehen. Die Erbfolge richtet ſich jedoch 
nach dem in dem Erkenntniß ($- 7.) angegebenen Tage. 5 

Der Ehegatte des Vermißten iſt befugt, auf Grund des Erkenntniſſes die 
Trennung der Ehe durch den Beamten des Civilſtandes ausſprechen zu laſſen. 


Kap 
Den Beſtimmungen dieſes Geſetzes unterliegen nicht allein die zum fech⸗ 
tenden Stande gehörenden Militairperſonen, ſondern auch alle diejenigen, welche 
in einem Amts- oder Dienſtverhältniß oder zu Zwecken freiwilliger Hülfsleiſtung 
ſich bei den Truppen befunden haben. 
e $. 10. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1872. in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 2. April 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. Gr. zu Eulen burg 
Leonhardt. Camphauſen. Falk. 


(Nr. 8005.) 
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(Nr. 8005.) Allerhöchſter Erlaß vom 6. März 1872., betreffend die Verleihung der fig- 


kaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis⸗Chauſſee 
von Schwaneberg im Kreiſe Wanzleben, Regierungsbezirks Magdeburg, 
nach der Magdeburg ⸗Eislebener Staats⸗Chauſſee in der Richtung auf 


Altenweddingen. 
3 Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Kreis- 
Chauſſee im Kreiſe Wanzleben, Regierungsbezirks Magdeburg, von Schwaneberg 
nach der Magdeburg ⸗Eislebener Staats⸗Chauſſee in der Richtung auf Alten- 
weddingen genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Wanzleben das 
N propriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen 
as Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach 
Maßgabe der für die Staats-Chauffeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf 
ale Straße. Zugleich beſtimme Ich, daß die dem Chaufjeegeld- Tarife vom 
9. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Ver⸗ 


gehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 6. März 1872. 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanzminiſter. 


(Nr. 8006.) Statut des Tſchieferſchen Deichverbandes. Vom 11. März 1872. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x 


Nachdem es für erforderlich erachtet worden, die Grundbeſitzer der rechts⸗ 
feitigen Oderniederung in der Feldmark Tſchiefer Behufs der gemeinſamen 
ormaliſirung und Unterhaltung der im Dorfe Tſchiefer, ſowie unter- und ober- 
halb deſſelben belegenen Deichſtücke gegen die Ueberſchwemmung der Oder zu 
einem Deichverbande zu vereinigen und nachdem die geſetzlich vorgeſchriebene 
nhörung der Betheiligten erfolgt iſt, genehmigen Wir hierdurch auf Grund der 
F. 11. und 15. des 8 über das Deichweſen vom 28. Januar 1848. 
Geſetz⸗Samml. für 1848. S. 54.) die Bildung eines Deichverbandes unter der 
Mennung: 
»Tſchieferſcher Deichverband«, 


und ertheilen demſelben das nachſtehende Statut. 
(Nr, 8005-8006) 41° §. 1. 


We" E 2 
K 4. 


Anfang In der auf dem rechten Ufer der Oder belegenen Niederung, welche, wie 
uus Sac. aus dem von dem Baumeiſter Schlichting im Oktober und November 1868. 
verbandes. angefertigten Generalplane erſichtlich iſt, durch drei bereits beſtehende, von natür⸗ 
lichen waſſerfreien Höhen unterbrochene Deichabſchnitte, nämlich: 
den ſogenannten Lugendeich von Station 36. bis 49., 
den . Deich im Dorfe von- 56. DU. 
und den . langen Deich von » 76. - 131, 
Schutz gegen das Hochwaſſer der Oder erhält, werden die Eigenthümer aller 
bereits eingedeichten und noch einzudeichenden Grundſtücke, ſoweit fie ohne Ze: 
wallung bei den bekannten höchſten Waſſerſtänden der Ueberſchwemmung durch 
die Oder unterliegen würden, zu einem Deichverbande vereinigt. 


Der Verband bildet eine Korporation und hat ſeinen Gerichtsſtand bei 
dem Kreisgerichte zu Freiſtadt, Regierungsbezirk Liegnitz. 


§. 2. 

Dem Deichverbande liegt ob, die im $. 1. bezeichneten, durch natürliche 

Anhöhen unterbrochenen Deichabſchnitte zu normaliſiren und zu unterhalten und 
Enge 1 bis an die ausreichend hohen Punkte der waſſerfreien Höhen 
u bewirken. 
f Die Ausführung der Neu- und Normaliſirungsbauten erfolgt nach Map 
gabe des vom Regierungs⸗ und Baurath Bergmann in Liegnitz unterm 
26. Januar 1869. aufgeſtellten Meliorationsplanes, ſowie deſſen Nachtrages 
vom 27. Auguſt 1869., wie dieſe bei der Prüfung durch die Staatsverwal⸗ 
tungsbehörden feſtgeſtellt ſind. 

Sollten ſich im Laufe der Bauausführung Abweichungen von der 
urſprünglich genehmigten Deichlinie als wünſchenswerth oder nothwendig heraus 
ſtellen, ſo bleibt an den betreffenden Punkten die nähere Feſtſtellung der Bau⸗ 
GR auf den Antrag des Deichamtes den Staatsverwaltungs behörden opt: 
ehalten. 

Wenn zur Erhaltung des Deiches eine Uferdeckung nothwendig wird, ſo 
hat der Deichverband dieſelbe auszuführen, vorbehaltlich ſeiner Anſprüche an andere 
Verpflichtete. 9 3 


Der Verband iſt gehalten, diejenigen Hauptgräben anzulegen und zu unter⸗ 
halten, welche erforderlich find, um das den Grundſtücken der Niederung ſchäd⸗ 
liche Binnenwaſſer aufzunehmen und abzuleiten. Das Waſſer der Hauptgräben 
darf ohne widerrufliche Genehmigung des Deichhauptmanns von Privatperſonen 
weder aufgeſtaut noch abgeleitet werden. Dagegen hat jeder Grundbeſitzer der 
Niederung das Recht, die Aufnahme des Waſſers, deſſen er ſich entledigen 
will, in die Hauptgräben zu verlangen. Die Zuleitung muß aber an den vom 
Deichhauptmann vorzuſchreibenden Punkten geſchehen. 

Die Anlage und Unterhaltung der Zuleitungsgräben bleibt Sache der nach 
den allgemeinen Vorfluthsgeſetzen hierbei Betheiligten. AR 


A ek E "ie | 
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Der Verband hat in den Deichen die erforderlichen Auslaßſchleuſen 
(Deichfiele) für die Hauptgräben anzulegen und zu unterhalten. 


| F. 5. 


N 6 dem Seier, 
In dem Katafter find die Eigenthümer aller von der Verwallung geſchütz⸗ 
ten ertragsfähigen Grundſtücke des Verbandsgebietes nach folgenden Klaſſen zu 
veranlagen: 
J. Klaſſe zum vollen Beitrage: 
Hof- und Bauſtellen nebſt Gärten; 
II. Klaſſe zu / eines vollen Beitrages: 
lehmiger Sandboden, ſoweit er zum Anbau von Gerſte und Weizen 
geeignet iſt 
III. Klaſſe zu / eines vollen Beitrages: 
der vorzugsweiſe zum Roggenanbau geeignete beſſere Sandboden; 
IV. Klaſſe zu /o eines vollen Beitrages: 
das aus leichtem Sandboden beſtehende Ackerland und die Wiefen; 
V. Klaſſe zu /o eines vollen Beitrages: 
Hütungen, Forſten, Werder und dieſen im Ertrage gleichzuſtellende 
Grundſtücke. 
Wege, Gräben, Kirchhöfe und das abſolut ertragsloſe Unland bleiben 
unveranlagt. 5 
$. 7. 


Das Kataſter wird von dem Deichregulirungs-Kommiſſarius aufgeſtellt. 
Behufs der Feſtſtellung iſt daſſelbe dem Deichamte vollſtändig, dem Gemeinde⸗ 
orſtande von Tſchiefer extraktweiſe mitzutheilen und zugleich im Amtsblatt eine 
vierwöchentliche Friſt bekannt zu machen, innerhalb welcher das Kataſter bei dem 
eichamte und dem Gemeindevorſtande zu Tſchiefer eingeſehen und Beſchwerde 

agegen bei dem Kommiſſarius angebracht werden kann. 
` Dieſe Beſchwerden, welche auch gegen die im F. 6. enthaltenen Grundſätze 
er Kataſtrirung gerichtet und auch vom Deichamte erhoben werden können, find, 
ſofern ſie nicht durch ein angemeſſenes Abkommen beſeitigt werden, von dem 
eichregulirungs⸗Kommiſſarius unter Zuziehung der Beſchwerdeführer, eines 
eputirten des Deichamtes und der erforderlichen Sachverſtändigen zu unter⸗ 
Ze Dieſe find hinſichtlich der Grenze des Inundationsgebiets und der Kaze 
r. 8006.) er⸗ 
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Vermeſſungen ein vereideter Feldmeſſer oder nöthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor, 
hinſichtlich der Kataſterklaſſen und der Einſchätzung in dieſelben zwei ökonomiſche 
Sachverſtändige, denen erforderlichen Falls auch noch ein Waſſerbau⸗Sachverſtän⸗ 
diger beigeordnet werden kann. 

Dieſelben werden von der Regierung in Liegnitz ernannt. 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden der Beſchwerdeführer und 
der betreffende Deichamts⸗Deputirte bekannt gemacht. Sind beide Theile mit 
dem Reſultate einverſtanden, oder kommt ſonſt eine Einigung zu Stande, ſo wird 
das Kataſter danach berichtigt. Andernfalls werden die Akten der Regierung 
zur Entſcheidung über die Beſchwerde eingereicht. Wird dieſelbe verworfen, fo 
treffen die Koſten den Beſchwerdeführer. 

Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung iſt 
ben gat an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenhei⸗ 
en zuläſſig. 

Nach erfolgter Feſtſtellung des Kataſters iſt daſſelbe von der Regierung in 
Liegnitz auszufertigen und dem Deichamte zuzuſtellen. 

Die genannte Regierung kann das Deichamt ermächtigen, auf Grund des 
Kataſters Beiträge vorbehaltlich der ſpäteren Ausgleichung ſchon auszuſchreiben 
und einzuziehen, ſobald das Kataſter von dem Kommiſſarius im Entwurfe ot 
geſtellt und den Betheiligten zugefertigt iſt. 


§. 8. | 
Der gewöhnliche Deichkaſſenbeitrag wird für jetzt auf jährlich vier Silber- 
roſchen für den Normalmorgen und die Höhe des anzuſammelnden Reſerve⸗ 
ſonds auf Eintauſend Thaler feſtgeſtellt. 


9:9, 

Den Beſitzern derjenigen Grundſtücke, welche durch den Rückſtau in den 
Hauptgräben aufgeſtauten Binnen- oder Druckwaſſers überſchwemmt werden, find 
für das betreffende Jahr die gewöhnlichen Deichkaſſenbeiträge der beſchädigten 
Flächen zu erlaſſen, wenn dieſelben in Folge der Ueberſchwemmung nach dem 
Ermeſſen des Deichamtes weniger als den halben Ertrag einer gewöhnlichen 
Jahresnutzung geliefert haben. s 10 


Befhräntun Die ſchon beſtehenden Deiche, deren Unterhaltung der Deichverband über - 
ee nimmt, gehen gleich den neuen Anlagen in deſſen Eigenthum und Nutzung über, 
an den ausſchließlich jedoch der darauf ſtehenden Bäume, Sträucher und Gebäude, die 
Grundstücken. den Eigenthümern verbleiben. Ob, wann und unter welchen Modalitäten dieſe 
von den bisherigen Eigenthümern weggeſchafft werden müſſen, hat die Regierung 
nach Anhörung des Deichamtes und der Betheiligten endgültig zu beſtimmen. 
Die Nutzung der Gräſerei auf den Deichen kann dagegen den bisherigen 
Eigenthümern des Grund und Bodens überlaſſen werden, wenn ſie dafür die 
Fläche zur neuen Deichſohle unentgeltlich hergeben und ſich zur unentgeltlichen 
Hergabe der Erde zu den gewöhnlichen Reparaturen verpflichten. 
Der Nutzungsberechtigte muß ſich allen Beſchränkungen unterwerfen, welche 
von den Behörden zum Schutze des Deiches für nöthig erachtet werden. 


0 


— 347 — | 
Wo die Grundbeſitzer dieſe Leiſtungen für die Gräſereinutzung nicht über- 
nehmen wollen, oder das Deichamt darauf nicht eingehen will, da fällt die letztere 
dem Deichverbande zu. u 
Die Deiche und Gräben bilden einen Aufſichtsbezirk. 
$. 12. 


Das Deichamt beſteht aus dem Deichhauptmann reſp. deſſen Stellvertreter, S 


dem Deichinſpektor und für jetzt aus drei Repräſentanten der Deichgenoffen. 
Im Deichamte führen: 
der Deichhauptmann Eine Stimme, 
der Deichinſpektor Eine Stimme, und 
die Gemeinde Tſchiefer drei Stimmen. 

Die drei Repräſentanten und für jeden derſelben ein Stellvertreter werden 

von den großjährigen Beſitzern der deichpflichtigen Grundſtücke durch abſolute 
timmenmehrheit auf ſechs Jahre gewählt. 

Es hat dabei jeder Beſitzer eines Hauſes und bis zu drei Morgen Eine 
Stimme, wer darüber beſitzt, für jede vollen fünf Morgen mehr Eine Stimme. 
Wahlbar iſt jeder großjährige Deichgenoſſe, welcher den Vollbeſitz der 
bürgerlichen Rechte nicht durch rechtskräftiges Urtheil verloren hat und nicht 
interbeamter des Verbandes iſt. Mit dem Aufhören der Wählbarkeit verliert 
le Wahl ihre Wirkung. Vater und Sohn, ſowie Brüder, dürfen nicht zugleich 
Mitglieder des Deichamtes ſein. Sind dergleichen Verwandte zugleich durch 

ahl beſtellt, jo wird der ältere allein zugelaſſen. 

Die Stimmenzahl der Wähler wird vom Deichhauptmann zuſammengeſtellt 
und die Wählerliſte öffentlich reſp. in ortsüblicher Weiſe vierzehn Tage vor der 

ahl zur Anbringung der etwaigen Einwendungen gegen die Richtigkeit der 
Stimmenzahl bei dem Wahlkommiſſarius bekannt gemacht. Letzteren ernennt die 
egierung zu Liegnitz. GEN 
Die Prüfung der Wahlen Debt dem Deichamte zu. Im Uebrigen find 
bei dem Wahlverfahren und in Betreff der Verpflichtung zur Annahme unbe, 
ſoldeter Stellen die Vorſchriften über Gemeindewahlen analogiſch anzuwenden. 
A Die Wahlberechtigten können einen anderen Deichgenoſſen zur Ausübung 
ihres Stimmrechtes bevollmächtigen. ? 

Gehört ein Grundſtück mehreren Beſitzern gemeinſchaftlich, fo kann nur 
Einer derſelben im Auftrage der übrigen das Stimmrecht ausüben. Juriſtiſche 
erſonen, Frauen und Minderjährige, dürfen daſſelbe durch ihre geſetzlichen Ver⸗ 
treter oder durch Bevollmächtigte ausüben. 

Wenn ein ſtimmberechtigter Grundbeſitzer den Vollbeſitz der bürgerlichen 
Rechte durch rechtskräftiges Urtheil verloren hat, fo ruht während feiner Beſitzzeit 
das Stimmrecht des Grundſtücks. 

Nach erfolgter Feſtſtellung des Kataſters bleibt es dem Deichamte vorbe⸗ 
halten, ſowohl die Zahl der Repräſentanten und Stellvertreter, als auch das 

timmenverhältniß nach Maßgabe der zu zahlenden Beiträge, vorbehaltlich der 
enehmigung der Regierung, anderweit feſtzuſtellen. 
(Nr. 8006-8007.) $. 13. 
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Der Stellvertreter nimmt in Krankheits. und Behinderungsfällen des 
Repräſentanten deſſen Stelle ein und tritt für ihn ein, wenn derſelbe während 
ſeiner Wahlzeit ſtirbt, den Grundbeſitz in der Niederung aufgiebt oder ſeinen 
Wohnſitz an einem entfernten Orte wählt. 


$. 14. 


e Die allgemeinen Beſtimmungen für künftig zu erlafjende Deichſtatute vom 

efimmungen. 14. November 1853. (Geſetz⸗Samml. vom Jahre 1853. S. 935. ff.) ſollen 
auch hier Gültigkeit haben, inſoweit fie nicht in dem vorſtehenden Statute abgeän 
dert ſind. e 15 


Abänderungen dieſes Deichſtatuts können nur unter landesherrlicher Geneh⸗ 
migung erfolgen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 11. März 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. Leonhardt. 


(Nr. 8007). Allerhöchſter Erlaß vom 25. März 1872., betreffend den Tarif, nach welchem 
die Gebühren der Lootſen auf den Gewäſſern bei Barhoeft und Barth 
zu entrichten ſind. 


KE mittelft Ihres gemeinſchaftlichen Berichtes vom 20. März d. J. Mit 
vorgelegten Tarif, nach welchem die Gebühren der Lootſen auf den Gewäſſern 
bei Barhoeft und Barth zu entrichten ſind, ſende Ich Ihnen, von Mir vollzogen, 
zur weiteren Veranlaſſung hierbei zurück. 

Dieſer Erlaß iſt mit dem Tarife durch die Geſetz-Sammlung zu ver 
öffentlichen. 

Berlin, den 25. März 1872. N 

Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den 1 * für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanzminiſter. 


Tarif / 


PS 
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Tarif, 


nach welchem die Gebuͤhren der Lootſen auf den Gewaͤſſern bei 
Barhoeft und Barth zu entrichten ſind. 


Vom 25. März 1872. 


An Lootſengeld iſt zu entrichten: 
Für Schiffe von einer Tragfähigkeit: 


bis von von von 81 e 

20 121 bis 40041 bis 60061 bis 80 1 
Tonnen.] Tonnen. | Tonnen.] Tonnen. jede folgenden 
0 Tonnen 


Rthlr. Sgr.] Rthlr.]J Sgr.] Nihlr.] Sgr.] Rthlr.] Sgr. 


Für die Begleitung: 


1) durch das Mühlen⸗ 
tief nach Barhoeft N 
und umgekehrt.. — 20] — 25 1 — 1) 5] 5 Sgr. mehr. 


Be 120] 210 225 3 1015 Sgr. mehr. 


Anmerkungen: 
1) Außer dem Lootſengelde erhalten die Lootſen, nachdem fie zwei Tage 
an Bord geweſen ſind, für jeden Liegetag 12 Sgr. g 
2) Für Schiffe von mehr als 300 Tonnen Tragfähigkeit ſind die nämlichen 
eee wie für Fahrzeuge von 281 bis 300 Tonnen zu ent⸗ 
richten. 
Gegeben Berlin, den 25. März 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


Jahrgang 1872. (Nr. 8007-8008) 48 (Nr. 8008.) 
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(Fr. 8008.) Privilegium wegen Emiſſion von 1,500,000 Thalern gleich 4,500,000 Mark 
Gold 43prozentiger Prioritäts „Obligationen III. Emiſſion der Altona 
Kieler Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 2. April 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2 


Nachdem die Generalverſammlung der Altona-⸗Kieler Eiſenbahngeſellſchaft 
beſchloſſen hat, Vehufs Erbauung einer gehn der Altona⸗Kieler Eiſenbahn 
von Neumünſter über Segeberg nach Oldesloe, ſowie zur Vermehrung der dazu 
erforderlichen Betriebsmittel ihr Anlagekapital um eine fernere Summe von 
1,500,000 Thalern gleich 4,500,000 Mark Gold durch Ausgabe einer Prioritäts⸗ 
Anleihe dritter Emifjion zu vermehren, wollen Wir in Gemäßheit des $. 2. des 
Geſetzes vom 17. Juni 1833. (Geſetz⸗Samml. für 1833. S. 75. ff.) durch 
gegenwärtiges Privilegium die Emiſſion der erwähnten Obligationen unter fol⸗ 
genden Bedingungen genehmigen. F 


9. 1. 


Die zu emittirenden Prioritäts⸗Obligationen dritter Emiſſion werden in 
Apoints zu 100 und 500 Thaler unter fortlaufenden Nummern, und zwar 


750,000 Thaler gleich 2,250,000 Mark Gold in Apoints von 100 Tha⸗ 
lern unter den Nummern 1— "200. 


750,000 Thaler gleich 2,250,000 Mark Gold in Apoints von 500 Tha— 
lern unter den Nummern 7501—9000., 


ſtempelfrei nach dem anliegenden Schema A. ausgefertigt und mit Zinskupons 
für zehn Jahre, ſowie mit Empfangsanweiſung für die folgende Serie derſelben 
(Talon) nach den weiter anliegenden Schemas B. und C. verſehen. 


Auf der Rückſeite der Obligationen wird dieſes Privilegium zur Emit⸗ 
tirung von 1,500,000 Thalern gleich 4,00% 0 Mark Gold (vier und einhalb 
prozentiger) Altona⸗Kieler Prioritäts⸗Obligationen dritter Emiſſion abgedruckt. 


§. 2. 

Der Nominalbetrag der Prioritäts⸗ Obligationen dritter Emiſſion wird 
mit 45 Prozent p. a. verzinſt, die Zinſen werden in halbjährigen Raten post- 
numerando in der Zeit vom 2. Januar bis 31. Januar und vom 1. Juli bis 
31. Juli eines jeden Jahres in Altona bei der Hauptkaffe der Geſellſchaft und 
in Kiel durch den Geſchäftsführer daſelbſt, ſowie in den Städten, welche etwa 
ſonſt noch von der Direktion hierzu beſtimmt werden ſollten, gezahlt, jedoch 
nach Ablauf der erwähnten Termine nur bei der Hauptkaſſe in Altona. Zinſen 
von Prioritäts⸗Obligationen, deren Erhebung innerhalb vier Jahren von den 
in den betreffenden Kupons beſtimmten Zahlungstagen an nicht geſchehen iſt, 
verfallen der Geſellſchaftskaſſe. 


$. 3. 


PN 2 


$. 3. 
Dieſe Prioritäts⸗Anleihe dritter Emiſſion wird, vom Jahre 1877. anfan- 
gend, nach Maßgabe des beigefügten Tilgungsplanes mit + Prozent und jähr⸗ 
/ icher Zurechnung der aus dem amortiſirten Kapital gewonnenen Zinſen mittelſt 
alljährliche Verlooſungen al pari zurückgezahlt. Die Verloofungen ſollen 
alljährlich im Juli, zum erſten Mal 1877., und die Zahlungen am darauf fol- 
genden 2. Januar ſtattfinden. Der Geſellſchaft bleibt vorbehalten, nach Ablauf 
don zehn Jahren, mithin vom Jahre 1882. an, ſtärkere als die planmäßigen 
Verlooſungen vorzunehmen. Kark 

Die Nummern der ausgelooſten Obligationen werden in den in §. 8. 
bezeichneten öffentlichen Blättern ſofort nach erfolgter Auslooſung dreimal bekannt 
gemacht, zuletzt innerhalb 14 Tagen vor dem Zahlungstermine. Für die aus⸗ 
gelooſten Prioritäts- Obligationen werden die Zinſen nur bis zum 31. Dezember 
desjenigen Jahres, in welchem fie ausgelooft find, bezahlt. Sollten Zinskupons 
bereits ausgelooſter, aber nicht erhobener Prioritäts ‚Obligationen präfentirt und 
bezahlt werden, ſo wird dieſer zuviel bezahlte Zins betrag bei der Erhebung des 
kapitals gekürzt. Ueber die erfolgte Amortiſation wird dem Eiſenbahn⸗Kommiſſa⸗ 
nate alljährlich ein Nachweis eingereicht. Die Auslooſung geſchieht in Altona 
in Gegenwart zweier Mitglieder der Direktion und eines protokollführenden Notars 
in einem 14 age vorher zur öffentlichen Kenntniß zu bringenden Termine, zu 

welchem den Inhabern von Prioritäts⸗Obligationen der Zutritt geſtattet iſt. 
1 Der Altona⸗Kieler Eiſenbahngeſellſchaft iſt das Recht vorbehalten, ſämmt⸗ 
iche Prioritäts- Obligationen oder einen Theil derſelben durch die öffentlichen 
lätter ($. 8.) mit ſechsmonatlicher Friſt zu kündigen und durch Zahlung des 
lönnwerthes einzulöſen. Die Kündigung darf jedoch nicht vor dem 1. Januar 

82. geſchehen. R 
4 


der J. Die Inhaber der Prioritäts⸗Obligationen dritter Emiſſion ſind auf Höhe 
er darin verſchriebenen Kapitalbeträge und der dafür nach $. 2. zu zahlenden 
inſen Pfandgläubiger der Altona⸗Kieler Eiſenbahngeſellſchaft, und ſind daher 
befugt, wegen ihrer Kapitalien und Zinſen ſich an das geſammte Vermögen der 
Geſellſchaft und deſſen Erträge, vor den Inhabern der Stammaktien und der 
u dieſen gehörigen Kupons, jedoch nach den Inhabern der Prioritätsanleihe 
Dier Emiffton dd. d. 1. Juli 1864. im Betrage von 3,000,000 Thalern und 
der Prioritätsanleihe zweiter Emiſſion d. d. 1. Januar 1867. im Betrage von 
2,500,000 Thaler und d. d. 1. Januar 1868, im Betrage von 1,000,000 Thaler, 
im 30. Thalerfuß, zu halten. - 
b Eine Veräußerung der zum Bahnkörper oder zu den Bahnhöfen erforder⸗ 
ichen, der Geſellſchaft gehörenden Grundſtücke iſt unſtatthaft, jo lange die Priori⸗ 
täts- Obligationen der erſten und zweiten ſowohl wie der dritten Emiſſion nicht 
eingelöſt ſind. Dieſe Veräußerungsbeſchränkung bezieht ſich jedoch nicht auf die 
außerhalb der Hauptbahn, der Zweigbahnen und der Bahnhöfe befindlichen Grund⸗ 
Ude, auch nicht auf ſolche geringfügige Veräußerungen, welche im Intereſſe 
ones beſſeren Betriebes oder verbeſſerter Kommunikation mit oder neben den 
Bahnhöfen für erforderlich erachtet und Seitens ei Regierung geſtattet wc 
(Nr. 8008.) En, 
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KS 
Die Inhaber der Prioritäts⸗Obligationen find nicht befugt, die Zahlung 
der darin verſchriebenen Kapitalbeträge anders, als nach Maßgabe des in $. 3 
gedachten Amortiſationsplanes zu fordern, ausgenommen: 
a) wenn ein Zinszahlungstermin länger als drei Monate unberichtigt bleibt / 
p) wenn gegen die Eiſenbahngeſellſchaft Schulden halber Exekution durch 
g Pfändung oder et EE, SS ; ’ Ke 
c) wenn die in $. 3. feſtgeſetzte Amortiſation nicht innegehalten wird. 


In den Fällen sub a. und b. kann das Kapital von dem Tage an, an 
welchem einer derſelben eintritt, mit Zinſen zurückgefordert werden, und zwar 


ad a. bis zur Zahlung des betreffenden Zinskupons, und im Falle 
sub b. bis zur Aufhebung der Exekution. 


In dem 


sub c. gedachten Falle iſt jedoch eine dreimonatliche Kündigungsfriſt zu beobachten, 
auch kann der Inhaber einer Prioritäts⸗Obligation von dieſem Kündigungs- 
rechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab Gebrauch machen, 
wo die Zahlung des Amortiſationsquantums hätte ſtattfinden ſollen. 


$. 6. 

Die Auszahlung der ausgelooſten oder von der Direktion gekündigten 
Prioritäts⸗Obligationen erfolgt in Altona im Hauptbüreau an die Vorzeiger der 
betreffenden Prioritäts⸗Obligationen gegen Auslieferung derſelben und der dazu 

ehörigen, nicht fälligen Zinskupons. Werden die Kupons nicht mit abgeliefert, 
E wird der Betrag der fehlenden von dem Kapitalbetrage der Prioritäts-Obli- 
ationen gekürzt und zur Einlöſung der Kupons verwendet, ſobald dieſelben zur 
Bien, präſentirt werden. 
ie im Wege der Amortiſation oder Kündigung eingelöſten Prioritäts⸗ 
Obligationen werden in Gegenwart zweier Mitglieder der Direktion und eines 
og? verbrannt und, daß dies geſchehen, durch die öffentlichen Blätter bekannt 
gemacht. 

Die in Folge der Rückforderung von Seiten des Inhabers ($. 5.) einge 
löſten Prioritäts » Obligationen hingegen iſt die Geſellſchaft wieder auszu— 
geben befugt. 


$. 7. 


Diejenigen Prioritäts⸗Obligationen, welche ausgelooſt oder gekündigt find, 
und, der Bekanntmachung in den Blättern ungeachtet, nicht rechtzeitig zur Tiet: 
liſation eingehen, werden während der nächſten zehn Jahre von der Direktion 
der Altona⸗Kieler Eiſenbahngeſellſchaft alljährlich einmal öffentlich aufgerufen / 
gehen fie aber deſſenungeachtet nicht ſpäteſtens binnen Jahresfriſt nach dem 
etzten öffentlichen Aufruf zur Realiſation ein, ſo erliſcht ein jeder Anſpruch aus 
denſelben an das Geſellſchaftsvermögen, welches unter Angabe der Nummern eg 

werth⸗ 
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werthlos gewordenen Prioritäts⸗Obligationen von der Direktion öffentlich bekannt 

zu machen iſt. Die Geſellſchaft hat aus ſolchen ausgelooſten und nicht innerhalb 

der bezeichneten Friſt eingelöſten Prioritäts⸗Obligationen keinerlei Verpflichtungen 

mehr, doch ſteht es der Generalverſammlung frei, die gänzliche oder theilweiſe 
ealiſirung derſelben aus Billigkeitsgründen zu beſchließen. 


$. 8. 


Alle nach dieſen Bedingungen erforderlichen öffentlichen Bekanntmachungen 
erfolgen in nachſtehenden Zeitungen: 
in dem Altonaer Merkur, 
in der Kieler Zeitung, 
in den Itzehoer Nachrichten, : 
in den Schleswig⸗Holſteiniſchen Anzeigen, 
in den Hamburger Nachrichten, 
in der Leipziger Eifenbahnzeitung, 
in der Berliner Börſenzeitung. 

Für den Fall, daß im Laufe der Zeit die eine oder die andere dieſer Zei⸗ 
tungen eingehen ſollte, wird es in den übrigen Blättern bekannt gemacht werden, 
welche andere in demſelben Territorio erſcheinende Zeitung der eingehenden Zei⸗ 
tung ſubſtituirt werden wird. . g E 

Zu Urkund diefes haben Wir das gegenwärtige landesherrliche Privilegium 
Allerhöchſteigenhändig vollzogen und unter Unſerem Königlichen Inſiegel aus⸗ 
fertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung 
ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung von Seiten des Staats zu geben oder 

echten Dritter zu präjudiziren. 


Gegeben Berlin, den 2. April 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 
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Schema B. 


Altona -Rieler Eiſenbahngeſellſchaft. 
Serie I. N 1. 
Zinskupon 
zu der 
Prioritaͤts⸗Obligation III. Emiſſion 
ee 
Inhaber empfängt am en 18.. gegen diefen Kupon an den 
auf der Rückſeite der Obligation bezeichneten Zahlſtellens ER the. de Sgr. 
Em Pf. Preußiſch Kurant gleich ... Mark Pf. Gold als Zinſen vom 
1 Ip „Die ta E De 18 
Altona, den en 18.. 
Die Direktion. 
Ausgefertigt. 
vi ae von Prioritäts - Obligationen, deren Erhebung innerhalb 
bg DEn er dem 1 dem MECHER Loch 
1 
der Geſellſcaft. gerechnet, nicht geſchehen iſt, n zum Vorthei 
Schema C. 
Altona - Kieler Eiſenbahngeſellſchaft. 
ZZ ohni 
zu der 
Prioritaͤts⸗Obligation III. Emiſſion 
` VS 


Belan * 1 gegen. eg, d dieſes — ee durch öffentliche 

anntmachung bezeichneten Stellen die folgende Serie Zinskupons zur per, 

bezeichneten Prioritäts-Obligation. 0 „ 
Altona, denn 15 


Die Direktion. 
Ausgefertigt. 
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Tilgungsplan 
für die 
Prioritaͤts⸗Anleihe III. Emiſſion 
im Betrage von 
1,500,000 Nthlr. gleich 4,800,000 Mark Gold. 


Tilgung. Tilgung. Tilgung. 
Jahr. Jahr. Jahr. 


Rthlr. Mark. Rthltr. Mark. Ride. | Mark. 


1877.| 7,500 | 22,500 | ıs95.| 16,600 | 49,800 | 1913. | 36,600 | 109,800 
1878.| 7,800 | 23,400 | 1896.| 17,300 | 51,900 | 1914. | 38,200 | 114,600 
1879.| 8,200 | 24,600 | 1897.| 18,100 | 54,300 | 1915. | 40,000 | 120,000 
1880. 8,600 | 25,800 | 1898.] 18,900 | 56,700 | 1916. | 41,700 | 125,100 
1881.| 8,900 | 26,700 | 1899.| 19,700 | 59,100 | 1917. | 43,700 | 131,100 
1882.| 9,400 28,200 1900.] 20,700 | 62,100 | 1918. | 45,500 | 136,500 
1883.| 9,700 | 29,100] 1901.| 21,500 |. 64,500'] 1919. | 47,700 | 143,100 
1834.| 10,300 | 30,900 | 1902.| 22,600 | 67,800 | 1920. | 49,800 | 149,400 
1885.| 10,600 | 31,800 | 1903.| 23,500 | 70,500 | 1921. | 52,000 | 156,000 
1886.| 11,200 | 33,600 | 1904.| 24,700 | 74,100 | 1922. | 54,300 | 162,900 
1887.] 11,600 | 34,800 | 1905.| 25,700 | 77,100 | 1923. | 56,800 | 170,400 
1888.| 12,200 | 36,600 1906. | 26,900 | 80,700 | 1924. | 59,400 | 178,200 
1889.] 12,700 | 38,100 | 1907.| 28,000 | 84,000 | 1925. | 62,000 | 186,000 
1890.| 13,300 | 39,900 | 1908. | 29,400 | 88,200 | 1926. | 64,900 | 194,700 
1891.| 13,900 | 41,700 | 1909.| 30,700 | 92,100 | 1927. | 67,700 | 203,100 
1892.| 14,500 | 43,500 | 1910.| 32,000 | 96,000 | 1928. | 70,800 | 212,400 
1893.| 15,200 | 45,600.|1911.| 33,500 [100,500 | 1929. | 22,700 | 68,100 
1894.| 15,800 | 47,400 [1912.| 35,000 | 105,000 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſtertums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


